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Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), Berlin, und seine Landesorganisationen vertreten mehr 

als 2.000 Unternehmen. Das Spektrum der Mitglieder reicht von lokalen und kommunalen über regionale bis hin zu über-

regionalen Unternehmen. Sie repräsentieren rund 90 Prozent des Strom- und gut 60 Prozent des Nah- und Fernwärmeab-

satzes, 90 Prozent des Erdgasabsatzes, über 95 Prozent der Energienetze sowie 80 Prozent der Trinkwasser-Förderung und 

rund ein Drittel der Abwasser-Entsorgung in Deutschland. 
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Zusammenfassung 

Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) begrüßt, dass die Bundesregierung 

in ihrem aktuellen Entwurf zum Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 vom 20.10.2025 die Notwendigkeit 

eines beschleunigten Hochlaufs von E-Fahrzeugen anerkennt und ausdrücklich die Nachfrage nach Lade-

strom in den Fokus nimmt. Damit wird deutlich, dass der Ausbau von Ladeinfrastruktur nicht isoliert 

erfolgen kann, sondern an den Neuzulassungen von vollelektrischen Fahrzeugen ausgerichtet werden 

muss. 

Gleichzeitig bedauern wir jedoch, dass dieser Masterplan erneut lediglich als Ladeinfrastruktur-Plan auf-

gelegt wurde und damit ein ganzheitlicher Ansatz fehlt: Ein erfolgreicher Masterplan müsste die Elekt-

romobilität in ihrer Gesamtheit adressieren – nicht nur den Ausbau von Ladepunkten, sondern ebenso 

konkrete Maßnahmen zur Förderung des Fahrzeughochlaufs enthalten.  

Die Energie- und Ladebranche hat im Vertrauen auf einen schnellen Hochlauf von E-Fahrzeugen Milliar-

deninvestitionen getätigt und stellt in Deutschland inzwischen ein breites Netz mit ca. 184.000 öffentli-

chen Ladepunkten und einer Ladeleistung von mehr als 8.5GW bereit. Bei den Pkw werden die Alterna-

tive Fuels Infrastructure Regulation (AFIR)-Vorgaben bereits um ein 2,5-faches übertroffen. Die Branche 

steht bereit, weiter zu investieren. Der BDEW fordert deshalb mit Nachdruck, das vereinbarte Ziel von 

100 Prozent emissionsfreien Neuzulassungen ab 2035 beizubehalten und Unternehmen, die in den vo-

rauslaufenden Ausbau des Ladeangebots investiert haben, nicht durch Leerstand an den Ladesäulen 

wirtschaftlich zu bestrafen. Es muss sichergestellt werden, dass der Markthochlauf anhält und auch po-

litisch weiterverfolgt wird. Dies ist vor allem mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Eu-

ropa von umfassender Relevanz. 

Die Bundesregierung ist daher aufgefordert, eine ganzheitliche Strategie für die Elektromobilität zu ent-

wickeln und die regulatorischen Rahmenbedingungen für den Ausbau von Ladepunkten mit gezielten 

Maßnahmen für den Markthochlauf von vollelektrischen Fahrzeugen zu ergänzen. Das wirksamste In-

strument ist eine nachhaltige Steuergesetzgebung, die für die Anschaffung von E-Pkw gezielt Anreize 

setzt. Auf diese Weise kann gewährleistet werden, dass sich der Markt eigenständig weiterentwickelt. 

Anderenfalls bleibt der aktuelle Ansatz unvollständig.  

Insbesondere dort, wo der Markt frei agieren kann, schreitet die Elektromobilität erfolgreich voran. Der 

Wettbewerb führt bereits heute zu einem deutlich schnelleren Ausbau von Ladepunkten als vom Staat 

anvisiert. Staatliche Förderprogramme beschleunigen den Ausbau nicht, sondern führen zu Marktver-

zerrungen. Dass der privatwirtschaftliche Aufbau erfolgreich ist, haben die letzten Jahre gezeigt. Der 

marktwirtschaftliche Ansatz und der Grundsatz der Kundenorientierung gewährleisten dem Markt sinn-

volle Innovationen.  



Stellungnahme zum Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 

 
Seite 3 von 16 www.bdew.de 

Nach Auffassung des BDEW adressiert der Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 dennoch richtigerweise 

Maßnahmen, die den weiteren Ausbau von Ladepunkten effizienter und schneller gestalten können – 

etwa die Bereitstellung bundeseigener Flächen, die Unterstützung von Kommunen durch Vereinheitli-

chung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren sowie die bessere Integration ins Stromnetz.   

Allerdings enthält der Entwurf zahlreiche Maßnahmen, deren Umsetzung unter dem Vorbehalt verfüg-

barer Haushaltsmittel stehen. Der BDEW empfiehlt, den Masterplan verbindlicher auszugestalten und 

vorrangig Maßnahmen aufzunehmen, deren Finanzierung gesichert ist. 

Nachstehend erfolgt eine detaillierte Bewertung der im Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 vorgesehe-

nen Maßnahmen. 

Bewertung der Maßnahmen 

1. Mehr Nachfrage nach Ladestrom durch mehr Elektrofahrzeuge 

Der BDEW unterstützt die Umsetzung der Maßnahme. Der Absatz von batterieelektrischen Fahrzeugen 

ist für die weitere Verkehrswende entscheidend. Von Bedeutung sind vor allem Modelle, die kleine und 

mittlere Einkommensschichten der Bevölkerung erreichen. Diese Dynamik sollte durch nachhaltige steu-

erliche Anreize statt teurer (Kauf-)Förderprogramme unterstützt werden. So sollte eine CO2-orientierte 

Besteuerung von Neuzulassungen eingeführt, die Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß gesenkt 

sowie eine Reform der Dienstwagenbesteuerung angestrebt werden, die ebenso die CO2-Bilanz des An-

triebs berücksichtigt. Um Investitionssicherheit zu stärken, bedarf es einer langfristigen Ausrichtung der 

Maßnahmen. Die geplante Verlängerung der Kfz-Steuerbefreiung für E-Fahrzeuge über 2026 hinaus ist 

dabei ein erstes wichtiges Signal, das von weiteren Maßnahmen flankiert werden muss. Mit einem ver-

stärkten Inverkehrbringen von E-Fahrzeugen kann die Auslastung öffentlicher Ladepunkte steigen und 

die Investitionen der Ladesäulenbetreiber abgesichert sowie die Wirtschaftlichkeit verbessert werden. 

Dies kann als Treiber in weitere Innovationen in das Ökosystem Laden dienen und weitere Voraussetzung 

für kundenfreundliche Ladepreise schaffen. 

2. Kommunikationskampagne zur Elektromobilität 

Der BDEW unterstützt die Idee einer Kommunikationskampagne für Elektromobilität grundsätzlich, be-

zweifelt jedoch einen signifikant steigenden Nachfrageeffekt nach E-Fahrzeugen, insbesondere vor dem 

Hintergrund, dass noch keine Fahrzeuge zu erschwinglichen Preisen auf dem Markt verfügbar sind. Den-

noch kann eine Kampagne dazu beitragen, Vorbehalte (wie z.B. Reichweitenangst) in Teilen der Bevöl-

kerung abzubauen. Entscheidend ist eine glaubhafte, positive und einheitliche Kommunikation der Bun-

desregierung sowie die Flankierung der Kampagne mit steuerlichen Anreizen für E-Fahrzeuge. Wichtig 

wird auch die Unterstützung der Kampagne durch die Automobilhersteller sein. 
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3. Ladeinfrastruktur in Mehrparteienhäusern 

Vorbehaltlich der zur Verfügung stehenden Mittel im Bundeshaushalt, kann eine Förderung als sinnvoll 

betrachtet werden, da sie Verbraucherinnen und Verbrauchern einen weiteren Anreiz für die Anschaf-

fung eines E-Fahrzeuges liefert. Der Aufbau von Ladepunkten in Mehrparteienhäusern ist jedoch kom-

plex und erfordert Genehmigungen, Baumaßnahmen und Netzanschluss-Erweiterungen. Die Förderung 

sollte jedenfalls auch die Ertüchtigung des Zählerkastens beinhalten. Der BDEW empfiehlt daher, früh-

zeitig Klarheit über Förderkonditionen zu schaffen und Genehmigungsprozesse zu standardisieren. Von 

Relevanz ist jedoch auch, dass der Umstieg sozialgerecht erfolgt. Demnach sollte keine grundsätzliche 

Benachteiligung von potenziellen Nutzergruppen entstehen, die keinen Zugang zu privaten Stellflächen 

besitzen. Darüber hinaus sollte eine Förderung für das Laden beim Arbeitgeber in Betracht gezogen wer-

den. 

4. Ladeinfrastruktur in Depots und Betriebshöfen für Nutzfahrzeuge  

Der BDEW bekennt sich klar zur Elektrifizierung des Nutzfahrzeugsektors. Sie ist ein zentraler Baustein 

für die Dekarbonisierung des Verkehrssektors und eröffnet zugleich ein vielversprechendes Geschäfts-

feld für die Energie- und Ladebranche. Unternehmen der Energie- und Ladebranche investieren bereits 

seit Jahren intensiv in den Ausbau der Elektromobilitätsinfrastruktur in Deutschland – sowohl im Pkw- 

als auch zunehmend im Nutzfahrzeugbereich. Fördermaßnahmen für den Aufbau von Ladepunkten für 

Nutzfahrzeuge im Depot werden vom BDEW unterstützt, da Depots den Ladevorgang netz- und markt-

orientiert organisieren und für Flottenbetreiber planbar machen können. Der Aufbau von E-Lkw-Lade-

punkten auf Logistikflächen spielt deshalb eine zentrale Rolle für den erfolgreichen Hochlauf von elektri-

schen Nutzfahrzeugflotten.  

Allerdings sollte sichergestellt werden, dass kein Flickenteppich an baulichen Maßnahmen auf jeweiligen 

Betriebshöfen entsteht. So könnten Ladehubs in Industriegebieten von mehreren Logistikern genutzt, 

Kosten reduziert und die Auslastung erhöht werden. Zudem sollten Anreize für eine kosteneffiziente 

Netzintegration geschaffen werden. 

5. Ladeinfrastruktur in Depots und Betriebshöfen für Busse mit alternativen Antrieben 

Siehe Ausführungen zu Maßnahme 4. 

6. E-Lkw-Schnellladenetz entlang der Bundesautobahnen  

Wir unterstützen die Maßnahmen zur Herstellung von Netzanschlüssen für die E-Lkw-Ladeinfrastruktur 

entlang der Bundesautobahnen. Es ist richtig, dass die Autobahn GmbH derzeit die erforderlichen Netz-

anschlüsse beantragt, so dass die Netzbetreiber, den Bedarf in ihre Netzausbauplanung einbeziehen und 

nach Lösungen suchen können, um einen schnellen Netzanschluss zu ermöglichen. Es ist auch richtig, 

dass die für den Netzanschluss erforderlichen Mittel bereitgestellt werden. 
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Das geplante Vergabeverfahren um Lkw-Schnellladenetz auf unbewirtschafteten Rastanlagen entlang 

von Bundesautobahnen ist allerdings zu hinterfragen Der Markt baut das Ladeangebot regelmäßig 

schneller, flächendeckender, kundenorientierter und innovativer aus als staatliche Programme. Zwar ist 

die Ausschreibung des Bundesverkehrsministeriums für den Aufbau von E-Lkw-Ladehubs entlang der 

Bundesautobahnen grundsätzlich erforderlich, weil die Bundesrepublik Deutschland entlang der Bunde-

sautobahnen Flächenmonopolist ist. Gleichzeitig erschließt sich nicht, weshalb durch das derzeitige Aus-

schreibungsdesign der Staat eigene Ladestandorte errichtet. Das Ausschreibungsdesign widerspricht aus 

Sicht des BDEW einem schnellen, wettbewerbskonformen, privatwirtschaftlichen und in den europäi-

schen Markt eingebetteten Ladesäulenausbau. Der BDEW empfiehlt deshalb dringend, die Ausschrei-

bung auf ein marktwirtschaftliches Design umzustellen, in dem die Flächen in Lose gebündelt werden 

und ihre Flächennutzung ausgeschrieben wird. Für die Flächen kann dann eine Pacht erhoben werden. 

Dies gilt insbesondere für die bevorstehende Ausschreibung der 220 bewirtschafteten Rastanlagen. Eine 

Vollförderung über mehrere Jahre führt ansonsten zu Marktverzerrungen. 

 

Dabei sollten auch die Netzzugangsregeln zur Ermöglichung einer ladevorgangscharfen bilanziellen Ener-

giemengenzuordnung für Elektromobilität (NZR-EMob; Durchleitungsmodell gem. Beschluss BK6-20-160 

der Bundesnetzagentur) weiterhin ausschließlich auf freiwilliger Basis Anwendung finden. Es sollte den 

Marktakteuren überlassen bleiben, ob diese Bezahlmethode für sie wirtschaftlich sinnvoll ist oder nicht. 

Der BDEW weist darauf hin, dass das NZR-EMob-Modell bisher nur in kleinen Piloten erprobt wird und 

aufgrund der hohen Komplexität bei der Umsetzung für alle beteiligten Marktakteure, keine Reife für 

einen vollautomatisierten Massenmarkt gegeben ist. Dabei besteht das Risiko, dass nicht unmittelbar 

reibungslos funktionierende Abrechnungsmodelle eingesetzt werden. Bereits über das EMP-Laden ist 

der Wettbewerb um den besten Preis an den Ladesäulen sichergestellt. Durch die gleichzeitige Verwen-

dung mehrerer EMP-Verträge bietet das EMP-Laden den Kundinnen und Kunden sogar mehr Auswahl 

für den besten Ladetarif als der zusätzliche Stromlieferant bei der ladevorgangscharfen bilanziellen Ener-

giemengenzuordnung. Das NZR-EMob-Modell sorgt daher nicht unmittelbar für günstigere Ladepreise. 

 

Der Markt entwickelt schon heute AFIR-konforme Geschäfts- und Abrechnungsmodelle zur Adressierung 

der spezifischen Bedarfe der Logistik. Detaillierte staatliche Vorgaben werden dagegen bremsend bei 

der Adaption wettbewerbsgetriebener Innovationen wirken. Der BDEW empfiehlt daher ausdrücklich, 

anstelle von Detailvorgaben AFIR-konforme Innovationen zu ermöglichen. Grundsätzlich ist wichtig, dass 

deutsche Autobahnstandorte nicht durch regulierungsähnliche Auflagen, u.a. bei den anzuwendenden 

Abrechnungsmodellen, von der Innovationsdynamik der europäischen Marktentwicklung abgekoppelt 

werden. 

7. Aufbau öffentlich zugänglicher Lkw-Ladeinfrastruktur  

Der BDEW unterstützt den Aufbau zusätzlicher Lkw-Ladepunkte abseits von Autobahnen. Entscheidend 

ist, dass die Maßnahmen auf den Erkenntnissen aus der Autobahn-Ausschreibung basieren und den 

wettbewerblichen Ausbau von Ladepunkten nicht behindern. Eine Förderrichtlinie sollte dabei möglichst 
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schlank und unbürokratisch gestaltet werden (z.B. vorzeitiger Vorhabenbeginn, Vorhabenlaufzeit min. 

24 Monate, Einreichung Verwendungsnachweis nach 6 Monaten) und insbesondere Kosten für einen 

Netzanschluss adressieren. Netzanschlusskapazitäten sollten dabei vorausschauend vom jeweiligen 

Netzbetreiber geplant werden. Doppelinvestitionen zu Standorten entlang der Autobahn sollten vermie-

den werden. 

8. Bedingungen für EU-Förderung in Deutschland verbessern  

Die Bundesregierung prüft derzeit aktiv die Möglichkeiten der finanziellen Förderung von Ladeinfrastruk-

turprojekten durch die Europäische Kommission im Rahmen der Alternative Fuels Infrastructure Facility 

(AFIF). Da aktuell kein Finanzinstitut in Deutschland als „Implementing Partner“ anerkannt ist, können 

deutsche Projekte nur eingeschränkt von diesen EU-Mitteln profitieren. Vor diesem Hintergrund ist es 

sachgerecht, gemeinsam mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zu evaluieren, ob eine Zertifizie-

rung der KfW beziehungsweise der KfW IPEX als „Implementing Partner“ möglich und zielführend ist und 

gegebenenfalls die erforderlichen Schritte bei der Europäischen Kommission einzuleiten. 

Darüber hinaus ist es zu begrüßen, dass die Bundesregierung plant, sich bei den künftigen Verhandlun-

gen über die Mittelverteilung der nächsten AFIF-Förderperiode dafür einzusetzen, den Anteil der Mittel 

zu erhöhen, der auch ohne „Implementing Partner“ genutzt werden kann. Eine solche Maßnahme würde 

die Nutzung der Fördermittel erleichtern und damit die Umsetzung von Ladeinfrastrukturprojekten in 

Deutschland deutlich beschleunigen. 

9. Aufwandsarme und bedarfsgerechte Umsetzung des Art. 14 EPBD  

Der BDEW begrüßt, dass die Bundesregierung die Vorgaben des Artikels 14 der europäischen Richtlinie 

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) fristgerecht und praxisgerecht umsetzen will. Die 

geplante Anpassung des Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) ist ein wichtiger 

Schritt, um die Ladeinfrastruktur im Gebäudebereich bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. 

Positiv hervorzuheben ist, dass weiterhin eine Pooling-Lösung vorgesehen ist und für öffentlich zugäng-

liche Stellplätze an Nichtwohngebäuden – etwa auf Handelsparkplätzen – eine Flexibilisierungsoption 

eingeführt werden soll. Die Möglichkeit, Ausbauverpflichtungen nicht nur quantitativ, sondern auch qua-

litativ nach Ladeleistung zu erfüllen, trägt dazu bei, standortgerechte Ladelösungen zu schaffen, die den 

jeweiligen Anwendungsfällen – etwa während des Einkaufens oder am Arbeitsplatz – entsprechen. Fle-

xibilisierungen können in besonderen Fällen, wie beispielsweise bei Supermarktparkplätzen, sinnvoll 

sein. Sie bergen jedoch auch das Risiko, dass die ursprünglichen Zielvorgaben abgeschwächt werden. Der 

BDEW spricht sich daher dafür aus, diese Optionen eng zu begrenzen und klar zu definieren, um eine 

Aufweichung der Regulierung zu vermeiden. Bereits in einem der beiden bisherigen Masterpläne Lad-

einfrastruktur wurde dieser Ansatz aufgegriffen und hat sich seitdem als Erfolgsgeschichte bewährt, in-

dem er maßgeblich zur zügigen Umsetzung des Ausbaus von Ladeinfrastruktur beigetragen hat. 
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10. Ladeinfrastruktur im Außenbereich  

Der BDEW begrüßt das Ziel, die Identifikation und Aktivierung geeigneter Standorte für Ladeinfrastruktur 

zu erleichtern, da dies eine der zentralen Herausforderungen beim Aufbau eines flächendeckenden und 

bedarfsgerechten Ladenetzes darstellt – insbesondere im Bereich flächenintensiver Ladehubs und bei 

Nutzfahrzeugen. Die Errichtung von Ladeinfrastruktur sowie der hierfür erforderlichen technischen Ne-

benanlagen soll künftig als privilegiertes Vorhaben im Sinne des § 35 Baugesetzbuch (BauGB) eingestuft 

werden. Dies kann Planungs- und Genehmigungsprozesse im Außenbereich beschleunigen und den 

Hochlauf der Ladeinfrastruktur unterstützen. 

Der BDEW weist jedoch darauf hin, dass die geplante Privilegierung nur dann ihre volle Wirkung entfalten 

kann, wenn die Voraussetzungen klar definiert und bundesweit einheitlich ausgelegt werden. Zudem 

sollte sichergestellt sein, dass keine zusätzlichen bürokratischen Hürden entstehen und die Regelung 

nicht auf Standorte in unmittelbarer Nähe zu Bundesfernstraßen beschränkt bleibt, da auch abseits da-

von, geeignete Flächen für Ladehubs vorhanden sind. 

11. Ladeinfrastruktur in der Baunutzungsverordnung  

Die geplante Anregung des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, im Rah-

men der Fachkommission Städtebau einen Auslegungshinweis zu erarbeiten, der gegenüber Kommunen 

klarstellt, dass Ladestandorte im Rahmen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) nicht als Tankstellen 

zu verstehen sind, sondern gemäß BauNVO in allen Baugebieten grundsätzlich zulässig sind, wird vom 

BDEW begrüßt.  

 

Da Tankstellen im Textteil vieler Bebauungspläne oft pauschal ausgeschlossen sind, wird die Genehmi-

gung nicht selten verweigert. Ladeparks sollten daher nicht als Tankstelle, sondern aktiv als sonstiger 

Gewerbebetrieb in der BauNVO eingeordnet werden. Um einen schnellen Rollout zu ermöglichen, be-

darf es jedoch auch einer verbindlichen Anwendung des Auslegungshinweises. Ferner sollte auch sicher-

gestellt werden, dass für die Errichtung von Ladepunkten auf Tankstellenflächen eine geregelte Handha-

bung existiert. Es ist notwendig, eine eindeutige Zuordnung zu schaffen und alle Bebauungspläne explizit 

für Ladepunkte zu öffnen. Auf diese Weise könnte ein klarer rechtlicher Bezugspunkt für sämtliche La-

deanlagen einschließlich Transformatoren, Speicher- und Steuerungseinheiten geschaffen werden.  

12. Berücksichtigung von Ladeplätzen in Stellplatzsatzungen  

Der BDEW begrüßt eine rechtliche Klarstellung, wonach Parkplätze, die für das Laden elektrischer Fahr-

zeuge vorbehalten sind, zu den erforderlichen Stellplätzen der Musterbauordnung gezählt werden. La-

deplätze müssen als Stellplätze gewertet werden und den Flächenmehrbedarf berücksichtigen. 

Zur Lösung dieser Problematik sind Regelungen in den Landesbauordnungen wünschenswert, die die 

Anrechenbarkeit von Stellplätzen mit Ladepunkten auf den Stellplatznachweis klarstellen, so dass es auf 
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kommunale Regelungen nicht mehr ankommt. Dabei sollte vor allem darauf geachtet werden, dass eine 

Anpassung der Musterbauordnung mit den Vorgaben des GEIG harmonisiert wird. 

13. Bundeseigene Flächen der Autobahn GmbH des Bundes 

Die Verfügbarkeit von geeigneten Flächen für den Aufbau von Ladepunkten ist weiterhin eine der größ-

ten Herausforderungen für Ladesäulenbetreiber. Insbesondere im Einzugsgebiet von Anschlussstellen 

der Bundesautobahnen sind für E-Lkw nur wenig Flächen für den Aufbau und die weitere Skalierung von 

Ladepunkten verfügbar, da unter anderem Netzanschlüsse sowie umfangreichere Park- und Abstellflä-

chen berücksichtigt werden müssen. Darüber hinaus besteht eine Nutzungskonkurrenz zu landwirt-

schaftlichen Flächen. 

Der BDEW begrüßt deshalb, dass die Bundesregierung die Bereitstellung geeigneter Flächen entlang der 

Bundesautobahnen als Maßnahme für den weiteren Ausbau von Lkw-Ladepunkten und den zunehmen-

den Ladebedarf identifiziert hat. Die bundeseigenen Flächen müssen dem Markt zur Verfügung gestellt 

und ausgeschrieben werden. Dies gilt sowohl für die bewirtschafteten als auch die unbewirtschafteten 

Rastanlagen. Grundsätzlich ist sicherzustellen, dass die Errichtung und der Betrieb von Ladepunkten in 

einer fairen Wettbewerbslandschaft erfolgen können. Nach der Identifikation der Flächen müssen diese 

transparent und diskriminierungsfrei bereitgestellt werden. Dabei ist von markteingreifenden Vorgaben, 

wie z. B. eine verpflichtende Umsetzung des Durchleitungsmodells, abzusehen (siehe auch Ausführungen 

zu Maßnahme 6 und 7).  

Die Flächen sollten prioritär für den Aufbau von Lade- aber auch von Netzinfrastruktur (Umspannwerke) 

zur Verfügung gestellt werden.  

Darüber hinaus empfiehlt der BDEW, Kontaktdaten für die Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner 

der jeweiligen Flächen zu veröffentlichen oder eine zentrale Anlaufstelle für Flächenanfragen einzurich-

ten.  

14. Langzeitkonzept zum Laden an der Autobahn  

Analysen zum zukünftigen Ladebedarf im Verhältnis zu steigenden Zulassungszahlen von E-Pkw sowie 

leichten und schweren Nutzfahrzeugen steht der BDEW offen gegenüber. Ein Gesamtkonzept kann hilf-

reich sein, von tiefgreifenden Markteingriffen, wie z.B. verbindlichen Ausbaustufen ist jedoch abzuse-

hen. Der Markt kann Bedarfe besser einschätzen als staatliche Institutionen und den Ausbau von Lade-

punkten entsprechend bedarfsgerecht steuern. Hochlaufprognosen öffentlicher Einrichtungen sind da-

her nicht erforderlich. Entscheidend ist, dass Planungen zukunftssicher und skalierbar erfolgen können, 

um spätere teure Folgeinvestitionen zu vermeiden (z.B. vorausschauende Dimensionierung der Netzan-

schlüsse oder Berücksichtigung von Platzbedarf). Die Gewährleistung einer Mindest-Aufenthaltsqualität 

an den Ladeorten kann für die Entwicklung eines elektrischen Lkw-Fernverkehrs hilfreich sein. 
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15. Nutzung bundeseigener Flächen für Ladeinfrastruktur  

Bereits der im Jahr 2022 veröffentlichte Masterplan Ladeinfrastruktur II beinhaltete für die Bundesan-

stalt für Immobilienaufgaben (BImA) einen Prüfauftrag, Dritten bundeseigene Liegenschaften für die Er-

richtung und den Betrieb von Ladepunkten zur Verfügung zu stellen. Der BDEW befürwortet zwar die 

Erhöhung der Flächenverfügbarkeit, sieht jedoch keine Notwendigkeit für eine zusätzliche Bewertung 

durch die Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur (NLL), da diese bereits durch Ladesäulenbetreiber er-

folgt. 

16. Vereinfachung der Berichtspflichten und Datenübermittlungen für Ladeinfrastrukturbetreiber  

Der BDEW begrüßt die geplante Anpassung der Ladesäulenverordnung (LSV), nach der die Meldung der 

In- und Außerbetriebnahme von Ladepunkten durch die Betreiber (CPO) ab Anfang 2027 direkt über den 

Nationalen Zugangspunkt (NAP) erfolgen soll, anstelle der bisherigen Meldung an die Bundesnetzagen-

tur (BNetzA). Diese Maßnahme trägt wesentlich dazu bei, bürokratische Aufwände zu reduzieren und 

die Nutzung der vorhandenen Dateninfrastruktur effizienter zu gestalten. 

Zugleich spricht sich der BDEW dafür aus, den Nationalen Zugangspunkt als europäischen Hub zu entwi-

ckeln, der sich an marktüblichen Standards orientiert. Es ist wünschenswert, dass der Bund hierbei kei-

nen Sonderweg wählt, sondern sich an den Erfahrungen anderer europäischer Länder orientiert und 

branchenweit etablierte Protokolle wie OCPI nutzt, um Interoperabilität und Standardisierung zu ge-

währleisten.  

17. Unterstützung von Kommunen  

Der BDEW sieht die Maßnahmen der NLL, die Kommunen insbesondere bei der Errichtung und dem Be-

trieb von Ladeinfrastruktur unterstützt, als wichtigen Beitrag zum beschleunigten Ausbau an. Gerade in 

kleinen und mittleren Kommunen ist diese Begleitung von großer Bedeutung, um Hemmnisse abzubauen 

und Planungsprozesse zu vereinfachen. Darüber hinaus spricht sich der BDEW dafür aus, die bestehen-

den Unterstützungsangebote durch eine stärkere Vereinheitlichung der Genehmigungsprozesse und Re-

gelungen auf kommunaler und Länderebene zu ergänzen. Einheitliche Verfahrensstandards und klar de-

finierte Zuständigkeiten würden nicht nur die Planungs- und Genehmigungszeiten verkürzen, sondern 

auch die Planungssicherheit für Betreiber und Investoren erhöhen. Bestrebungen, Musterprozesse, Leit-

linien und digitale Werkzeuge bundesweit zu harmonisieren, werden ausdrücklich unterstützt. Eine sol-

che Vereinheitlichung trägt wesentlich dazu bei, den Aufbau von Ladeinfrastruktur zu beschleunigen, 

Ressourcen in den Kommunalverwaltungen zu entlasten und Bürokratiekosten zu senken. 

18. Preistransparenz beim Ad-hoc-Laden  

Der BDEW unterstützt die im Rahmen der AFIR vorgesehene Datenbereitstellungspflicht der Ladeinfra-

strukturbetreiber und sieht darin einen wichtigen Schritt zu mehr Transparenz im Markt. Viele Betreiber 

setzen die entsprechenden Vorgaben bereits heute um und tragen so aktiv zur Bereitstellung verlässli-

cher Preisinformationen über den Nationalen Zugangspunkt für Mobilitätsdaten bei. Darüber hinaus regt 
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der BDEW an, mögliche zusätzliche nationale Regelungen im Rahmen der Preisangabenverordnung 

(PAngV) sorgfältig auf ihre Notwendigkeit und Auswirkungen zu prüfen. Mit der AFIR sowie dem beste-

henden nationalen Wettbewerbsrecht ist bereits ein ausreichender regulatorischer Rahmen geschaffen, 

der sowohl Preistransparenz als auch fairen Wettbewerb gewährleistet. Zusätzliche Eingriffe in die Preis-

gestaltung würden zu einer unnötigen Regulierungsverdichtung führen, den unternehmerischen Hand-

lungsspielraum der Betreiber einschränken und letztlich den Markthochlauf der Ladeinfrastruktur be-

hindern. Eine konsequente Umsetzung der europäischen Vorgaben und der Verzicht auf nationale Son-

derwege entsprechen auch dem Interesse der BDEW-Mitglieder, die eine europaweit einheitliche Lösung 

anstreben. 

19. Preisentwicklung bei Ladeinfrastrukturbetreibern, Mobilitätsdienstleistern und Endnutzern  

Die AFIR definiert in Artikel 5 Absatz 3 und Absatz 5 bereits klare Vorgaben für die Preisgestaltung von 

Ladepunkten. Demnach müssen Preise gegenüber Endnutzern und Mobilitätsdienstleistern angemes-

sen, einfach und eindeutig vergleichbar, transparent und nichtdiskriminierend sein. Diese Regelungen 

schaffen gemeinsam mit dem bestehenden nationalen Wettbewerbsrecht einen hinreichenden regula-

torischen Rahmen für Preistransparenz und fairen Wettbewerb. Weitere Konkretisierungen der AFIR 

oder zusätzliche nationale Eingriffe in die Preisgestaltung lehnt der BDEW daher ab. Eine zusätzliche na-

tionale Definition oder Regulierung ist nicht erforderlich. Zu viel Regulierung würde den Markt verkom-

plizieren und die natürliche Entwicklung der Preisgestaltung behindern. Der BDEW bekräftigt, dass 

Marktteilnehmer auf Basis der bestehenden AFIR-Vorgaben eigenverantwortlich arbeiten können und 

gleichzeitig eine verlässliche Preisgestaltung für Endnutzer gewährleistet bleibt.  

20. Wettbewerbliche Vergabe im öffentlichen Straßenraum  

Der BDEW befürwortet grundsätzlich wettbewerbliche Vergaben im öffentlichen Straßenraum, um den 

Marktzugang für verschiedene Betreiber zu gewährleisten und eine hohe Angebotsvielfalt für Verbrau-

cherinnen und Verbraucher zu schaffen. Gleichzeitig weist der Verband darauf hin, dass bei der Ausge-

staltung solcher Vergabeverfahren soziale Aspekte und Gleichbehandlung berücksichtigt werden müs-

sen. Insbesondere darf keine Benachteiligung von Einwohnerinnen und Einwohnern ohne Zugang zu pri-

vaten Stellplätzen und damit verbundener Lademöglichkeiten entstehen. Ziel muss es sein, die Nutzung 

öffentlicher Verkehrswege und Flächen rechtlich zu normieren und so den Betrieb öffentlich zugängli-

cher Ladepunkte wettbewerblich, diskriminierungsfrei und transparent zu gestalten. 

21. Markterkundungsgespräche 

Der BDEW begrüßt die Initiative des BMV für einen Austausch zu Technologie- und Marktentwicklungen 

in der Elektromobilität bzw. im Lademarkt als “Cleanroom-Gespräche”. Solche Formate können einen 

wichtigen Beitrag leisten, um fundierte Einschätzungen zur Marktentwicklung und zum Ausbaubedarf 

von Ladepunkten zu gewinnen. Dabei ist es entscheidend, dass zukünftig alle relevanten Marktakteure 

in den Gesprächen gehört werden, um Prognosen und Ausbauziele möglichst realitätsnah und marktge-

recht zu gestalten.  
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22. Digitalisierung und Standardisierung des Netzanschlussverfahrens  

Der BDEW begrüßt die weitere Digitalisierung des Netzanschlussprozesses. Die Umsetzung der Digitali-

sierung sollte aufgrund der klaren Kompetenzvorgaben für Netzanschluss und Netzzugang, allerdings 

nicht detailreich im Gesetz geregelt werden. Das Gesetz sollte den allgemeinen Rahmen vorgeben, den 

die BNetzA ausfüllen kann und dabei eine gleichberechtigte Behandlung aller Netzkunden sicherstellen. 

Gleiches gilt für die Vorgaben zur Transparenz über und zu Auskünften zur Netzanschlusskapazität. Klar 

ist, dass der Gesetzgeber in diesem Zusammenhang Regeln schaffen muss. Dies sieht die Strombinnen-

marktrichtlinie so vor. Die Regeln müssen den notwendigen gesetzlichen Rahmen vorgeben, gleichzeitig 

müssen sie die Spielräume für eine schnelle, praxisnahe und effiziente Umsetzung beibehalten. Insge-

samt können hier entsprechende Online-Tools einen Beitrag leisten mit Blick auf die Zahl der Anschluss-

verfahren bzw. gestellten Begehren. Die Transparenz über Netzengpässe und die bestehenden Netzan-

schlussbegehren könnte darüber hinaus noch verbessert werden. Bei einer Veröffentlichung der gestell-

ten Begehren ist jedoch zu beachten, dass es sich um relevante Informationen im Wettbewerb der Netz-

anschlussbegehrenden handeln kann.  

Bei der Granularität der Auskünfte und der Berechtigung Auskünfte zu erhalten, ist zudem das Span-

nungsverhältnis von Transparenz und Resilienz von Energienetzen zu berücksichtigen vor dem Hinter-

grund der geopolitischen Situation. Je spezifischer die zur Verfügung gestellten Informationen sind, 

desto eher bieten sie potenziellen Angreifern Gelegenheit, die Energieversorgung zu gefährden. Das Tool 

sollte daher nur für nachvollziehbar sicher registrierte Nutzerinnen und Nutzer zur Verfügung stehen, 

um Missbräuche oder Cyberattacken sicher auszuschließen. Zielbild sollte ein bundesweit einheitliches 

Tool sein, das schnell, einfach und kosteneffizient umgesetzt werden kann. Das Tool muss auf den indi-

viduellen Angaben der Netzbetreiber gründen. Entstehende Kosten für die Netzbetreiber müssen regu-

latorisch anerkannt werden. 

23. Transparenz über und Auskünfte zur Netzanschlusskapazität  

Siehe Ausführungen zu Maßnahme 22. 

24. Rückmeldefristen und -pflichten zum Status des Netzanschlussbegehrens 

Der BDEW unterstützt zeitliche Vorgaben für die Beantwortung von Netzanschlussbegehren, um eine 

einheitliche Handhabung zu gewährleisten. Insbesondere unterstützt der BDEW die Maßgabe, dass der 

Netzanschlussbegehrende zügig eine Eingangsbestätigung und eine Auskunft über die Vollständigkeit 

des Antrages erhält. Zudem muss er in angemessenen Zeitabständen über den Stand des Verfahrens 

informiert werden. Eine pauschale gesetzliche Verkürzung von Bearbeitungszeiten für Netzbetreiber 

greift jedoch zu kurz. Die Gründe für Verzögerungen sind vielfältig und liegen häufig nicht in der Hand 

des Netzbetreibers. Insbesondere, wenn mit dem Netzanschlussbegehren ein Netzausbau im vorgela-

gerten Netz verbunden ist, können sich aufgrund umfangreicher Prüfnotwendigkeiten im Sinne des Netz-
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anschlussbegehrende Fristüberschreitungen ergeben. Hier müssen situationsgerechte Lösungen gefun-

den werden. Dabei dürfen Netzbetreiber nicht für Verzögerungen verantwortlich gemacht werden dür-

fen, die von Netzanschlussbegehrenden, deren Auftragnehmern oder aufgrund von behördlichen Ge-

nehmigungsverfahren verursacht werden. 

Möglichkeiten zur Beschwerde beim Netzbetreiber und auch bei der Aufsichtsbehörde bestehen für 

Netzanschlusssuchende bereits. Die Angabe einer konkreten Ansprechperson beim Netzbetreiber kann 

unterstützend bei Rückfragen oder der Klärung von Unklarheiten sein und wird vom BDEW empfohlen. 

Spätestens bei der Rückmeldung des Netzbetreibers sollte eine Ansprechperson benannt werden. 

25. Vorausschauender Netzausbau: Weiterentwicklung der Bedarfsprognosen für den Verkehrssek-

tor  

Der BDEW unterstützt einen vorausschauenden Netzausbau. Allerdings muss ein Netzbetreiber immer 

darauf achten, dass der Netzausbau auch tatsächlich dem notwendigen Bedarf entspricht. Wenn also 

ohne konkretes Netzanschlussbegehren Netzausbau erfolgen soll, benötigen die Netzbetreiber eine 

möglichst frühzeitige Information über den finalen Standort und den erforderlichen Leistungsbedarf. Ziel 

muss es sein, insbesondere bei hohen Leistungsanforderungen die Verbindlichkeit der Prognosen zu stei-

gern.  

Neben der Planung ist jedoch vor allem die tatsächliche Realisierung entscheidend. Insbesondere wenn 

das Netz ausgebaut oder verstärkt werden muss, führen die in Deutschland geltenden Vorgaben und 

Prozesse bei Genehmigungsverfahren zu deutlich zu langen Realisierungszeiträumen. Die die Bundesre-

gierung sollte daher alle Maßnahmen ergreifen, um die Genehmigungszeiten zu reduzieren. Zudem müs-

sen flexible Netzanschlusskonzepte ermöglicht werden, so dass im Falle zunehmender Netzengpässe die 

Wartezeit auf einen Netzanschluss für Investoren und Wirtschaft möglichst kurz gehalten werden kann. 

26. Förderung von innovativen bidirektionalen Ladelösungen  

Der BDEW begrüßt, dass das BMV bidirektionale Ladelösungen in zukünftigen Förderprogrammen – ins-

besondere für Mehrparteienhäuser sowie Depots und Betriebshöfe – über eine Innovationskomponente 

unterstützt. Die Pilotierung dieser Technologien zur Optimierung des Energieverbrauchs und von Be-

triebsabläufen sowie die angemessene Berücksichtigung der Mehrkosten durch Investitionszuschüsse 

sind wichtige Schritte, um die Einführung und Skalierung bidirektionaler Ladevorrichtungen voranzutrei-

ben. 

Gleichzeitig betont der BDEW, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen zuvor vorbereitend angepasst 

werden müssen. Ohne eine rechtliche und regulatorische Entfaltungsmöglichkeit können Fördermaß-

nahmen ihre Wirkung nicht entfalten und würden den Markt nicht wirksam unterstützen. Ziel muss es 

daher sein, Förderinstrumente und regulatorischen Rahmen frühzeitig aufeinander abzustimmen, um 

die Markteinführung bidirektionaler Ladelösungen nachhaltig zu ermöglichen. 
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27. Bidirektionales Laden als Geschäftsmodell  

Die Energie- und Ladebranche gehört zu den stärksten Treibern der Elektromobilität in Deutschland. 

Bidirektionales Laden wird als attraktive Mehrwertdienstleistung für Elektrofahrzeugnutzerinnen und -

nutzer angesehen – von Privatkundinnen und -kunden bis hin zu Flottenbetreibern. Es stellt eine sinn-

volle Ergänzung der Flexibilitätsoptionen in der zunehmend dezentralisierten und volatilen Energiewelt 

dar. Ziel muss die Entwicklung nicht-proprietärer, interoperabler „Plug & Play“-Lösungen sein, die Fahr-

zeuge, Lade- und Energiemanagementsysteme sowie diskriminierungsfreie Datenzugriffe auf das Fahr-

zeug einbeziehen. Nur so kann ein fairer Wettbewerb ermöglicht und Lock-in-Effekte für die Nutzerinnen 

und Nutzern vermieden werden. 

Bidirektionales Laden, insbesondere Vehicle-to-Grid (V2G), bietet Elektrofahrzeugnutzern finanzielle 

Vorteile und liefert Flexibilität für das Stromsystem. Um die Markteinführung erfolgreich zu gestalten, 

müssen rechtliche und technische Voraussetzungen zeitnah geschaffen werden. Dazu gehören einheitli-

che Daten- und Marktstandards auf Fahrzeug- und Energiewirtschaftsseite, ein diskriminierungsfreier 

Zugriff auf Fahrzeugdaten sowie die konsequente Umsetzung von EU-Recht durch BMV und BMWE. Dar-

über hinaus sind Netzentgeltbefreiungen, gekoppelt an flexible Netzanschlussvereinbarungen (FCA), zu 

fördern, um netzverträgliches Laden zu gewährleisten. Das bestehende Konzept der BNetzA sollte zudem 

auf Netzentgelte, Stromsteuer und Konzessionsabgaben ausgeweitet werden. Parallel müssen mess-

technische und regulatorische Rahmenbedingungen für die Nutzung von Grünstrom über Fahrzeugbat-

terien klar geregelt werden, damit Förder- und Geschäftsmodelle praxisgerecht wirken und die Potenzi-

ale von bidirektionalem Laden vollständig genutzt werden können. 

28. Bidirektionales Laden stromsteuerrechtlich weiter entlasten  

Die vorgeschlagenen Änderungen des Energiesteuer- und Stromsteuergesetzes schaffen klare Vorgaben 

für das bidirektionale Laden und verhindern, dass Nutzerinnen und Nutzern von Elektrofahrzeugen zu 

Steuerschuldnern werden. Diese Maßnahme wird ausdrücklich positiv bewertet, da sie die Nutzung von 

Vehicle-to-Home (V2H) und anderen Anwendungen des bidirektionalen Ladens erleichtert. Gleichzeitig 

wird gefordert, die Umsetzung der steuerlichen Vereinfachungen deutlich zu beschleunigen. Nur durch 

zügige gesetzliche Klarheit können die Potenziale von V2G vollständig erschlossen und innovative Ge-

schäftsmodelle schnell marktfähig gemacht werden. 

29. Elektromobilitätsgesetz erweitern und verlängern  

Der BDEW begrüßt, dass das Elektromobilitätsgesetz (EmoG) Kommunen ermöglicht, Elektrofahrzeuge 

z. B. durch kostenloses Parken zu bevorzugen. Auch die geplante Ausweitung auf weitere Fahrzeugklas-

sen und die Verlängerung der Geltungsdauer werden positiv bewertet, da sie Elektromobilität vor Ort 

noch attraktiver machen. 
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30. Keine Blockiergebühren in der Nacht  

Der BDEW sieht zeitgebundene Nutzungsgebühren an öffentlich zugänglichen Ladepunkten als zweck-

mäßig an, um eine hohe Verfügbarkeit und Auslastung sicherzustellen. Besonders für AC-Ladepunkte 

(Normalladepunkte) sind solche Gebühren sinnvoll, während bei DC-Ladepunkten (Schnellladepunkte) 

keine zusätzlichen Einschränkungen eingeführt werden sollten, da kurze Ladezeiten und hohe Investiti-

onskosten eine maximale Nutzung erfordern. Aus Sicht der Netzbetreiber ist eine Beladung in den Nacht-

stunden vorteilhaft, da sie zur Netzstabilität beiträgt. Auf dem Markt existieren bereits entsprechende 

Regelungen verschiedener CPOs, die sich als wirksames Wettbewerbsinstrument etabliert haben und 

beibehalten werden sollten. Die Vorgaben der AFIR bieten in diesem Zusammenhang einen ausreichen-

den regulatorischen Rahmen. Die Anpassung nationaler Regelungen sollte sich strikt an den AFIR-Vorga-

ben orientieren, um eine EU-weit einheitliche Umsetzung zu gewährleisten und Verbraucherfreundlich-

keit sicherzustellen. 

31. Stärkung der Barrierefreiheit 

Bei künftigen Ausbauaktivitäten sollte die barrierefreie Gestaltung von Ladeinfrastruktur gemäß DIN 

SPEC 91504 berücksichtigt werden. Entscheidend ist, dass die Anforderungen europäisch harmonisiert 

werden und sich strikt an EU-Normungsprozesse anlehnen. Nationale Sonderregelungen sollten vermie-

den werden, um Interoperabilität und Standardisierung nicht zu gefährden. Einheitliche Standards sind 

der Schlüssel für eine praktikable und flächendeckende barrierefreie Ladeinfrastruktur.  

Es sollte geprüft werden, ob Barrierefreiheit spezielle Anforderungen an die Ladetechnik erfordert, z.B. 

niedrigere Kabelhöhen, mehr Raum für Rollstuhlnutzer oder angepasste Anzeigehöhen für Bedienung 

und Preisauflistung. Gleichzeitig muss der Flächenmehrbedarf durch einen geeigneten Faktor berück-

sichtigt werden, um Konflikte mit Stellplatzsatzungen zu vermeiden, und es sollten Ausnahmeregelungen 

möglich sein, um die Umsetzung praxisgerecht zu gestalten. 

32. Reservierungsfunktion für Ladeinfrastruktur  

Die Entwicklung und Integration von zentralen Reservierungssystemen für Ladeinfrastruktur sollten un-

ter einheitlichen europäischen Rahmenbedingungen erfolgen, um nationale Sonderlösungen zu vermei-

den. Die Umsetzung muss praxisnah und interoperabel gestaltet werden, sodass Reservierungen den 

Betrieb tatsächlich erleichtern und keine zusätzliche Komplexität verursachen. Besonders im Hinblick auf 

den Güterverkehr sowie den Fern- und Reisebusverkehr, die auf verlässliche Informationen zu Ladever-

fügbarkeit angewiesen sind, ist eine barrierefreie Schnittstellenanbindung an den Nationalen Zugangs-

punkt und den European Access Point (EAP) erforderlich. 
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33. Offensive gegen Kabeldiebstahl 

Die angekündigten Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung des zunehmenden Kabeldieb-

stahls an öffentlichen Schnellladestationen sind ausdrücklich zu begrüßen. Die hohe Zahl an Diebstählen 

verursacht erhebliche wirtschaftliche Schäden und beeinträchtigt die Verfügbarkeit der Ladeinfrastruk-

tur. Da das Problem nicht nur national, sondern europaweit auftritt, sollten die geplanten Maßnahmen 

grenzüberschreitend koordiniert und auf eine enge Zusammenarbeit mit europäischen Partnerstaaten 

ausgerichtet werden. Positiv ist zudem der Ansatz, im Rahmen der technischen Anpassung der europäi-

schen Messgeräterichtlinie (MID) sicherzustellen, dass der Austausch beschädigter Kabel keine erneute 

behördliche Eichung der gesamten Ladeeinrichtung erfordert.  

Allerdings bleibt im aktuellen Masterplan eine klare Strategie zur Vereinfachung und praxisgerechten 

Umsetzung der eichrechtlichen Anforderungen im Bereich der Ladeinfrastruktur bislang unberücksich-

tigt. Hier besteht dringender Handlungsbedarf, um bürokratische Hürden zu reduzieren und die Betriebs-

sicherheit dauerhaft zu gewährleisten. 

34. Anforderungen an die Cybersicherheit  

Cybersicherheit ist ein zentraler Aspekt für Ladesäulenbetreiber und Stromnetzbetreiber und wird 

grundsätzlich unterstützt. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der europäischen NIS 2.0-Richtlinie in deut-

sches Recht, der Anpassung von Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und Verordnung zur Bestimmung Kri-

tischer Infrastrukturen (KritisV) sowie der Entwicklung des neuen IT-Sicherheitskatalogs. Dabei ist die 

genaue Auswirkung der Maßnahme derzeit noch unklar, weshalb eine Bewertung im Detail derzeit nicht 

möglich ist. Grundsätzlich zu begrüßen ist die Maßnahme, solange die Sicherheitsvorgaben in einem an-

gemessenen Rahmen bleiben. Eine Verzögerung des Ausbaus der Ladeinfrastruktur durch überzogene 

Anforderungen für Hersteller und Betreiber, wie beim Smartmeter-Rollout geschehen, sollte unbedingt 

vermieden werden. Der BDEW fordert daher eine frühzeitige Einbeziehung der Branche (CPO und Netz-

betreiber) sowie eine klare Zieldefinition der Maßnahme im Masterplan, um die Umsetzung praxisge-

recht zu gestalten und gleichzeitig Sicherheitsanforderungen wirksam umzusetzen. 

35. Beschilderung zur Privilegierung von E-Lkw beim Laden und Parken  

Die geplante Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für Parkbevorrechtigungen von E-Lkw auf öffentli-

chen Flächen sowie die Einführung einer einheitlichen und verbindlichen Beschilderung im Rahmen der 

Novelle des EmoG und der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) werden ausdrücklich begrüßt. Diese Maß-

nahmen schaffen Rechtssicherheit und Planungsklarheit für Kommunen und Betreiber und sind eine 

wichtige Voraussetzung für den effizienten Ausbau und die verlässliche Nutzung der Lkw-Ladeinfrastruk-

tur. Ebenso positiv ist das Ziel einer europaweit einheitlichen Kennzeichnung elektrischer Fahrzeuge, da 

sie die Wiedererkennbarkeit, Interoperabilität und Akzeptanz der Elektromobilität stärkt und den grenz-

überschreitenden Verkehr erleichtert. 
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36. Erprobung von Batteriewechselsystemen für E-Lkw  

Die Entwicklung und Standardisierung von Batteriewechselsystemen für E-Lkw stellt einen interessanten 

Ansatz dar, um Ladezeiten zu verkürzen und die betriebliche Flexibilität im Güterverkehr zu erhöhen. 

Aus Netzsicht ist dieser Ansatz positiv zu bewerten, da das nachgelagerte Laden der ausgetauschten 

Batterien planbar erfolgen kann und sich gut mit netz- und marktorientierten Ladestrategien kombinie-

ren lässt. Zudem ermöglicht die Konzentration hoher Anschlussleistungen auf wenige Standorte eine 

effiziente Nutzung der Netzkapazitäten. 

Gleichzeitig sind Batteriewechselsysteme mit erheblichen Investitionen in Infrastruktur und Standardi-

sierung verbunden und werfen komplexe Fragen hinsichtlich Garantie, Haftung und Kompatibilität auf. 

Vor dem Hintergrund des technologischen Fortschritts bei Megawatt-Charging-Systemen (MCS), die be-

reits eine skalierbare, interoperable und international normierte Lösung darstellen, sollte der Fokus 

künftig vorrangig auf dem Ausbau der Schnellladeinfrastruktur liegen. Batteriewechselsysteme können 

ergänzend als Speziallösung für bestimmte Logistik- oder Depotanwendungen weiterverfolgt werden, 

um zusätzliche Flexibilität im Markt zu ermöglichen. 

37. Ladeinfrastruktur für Fern- und Reisebusse  

Die geplante Unterstützung beim Aufbau einer bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur für Fern- und Reise-

busse an zentralen Verkehrsknotenpunkten wie Omnibusbahnhöfen, Points of Interest und Autobahn-

rastplätzen wird positiv bewertet. Eine verlässliche und leistungsfähige Ladeinfrastruktur ist entschei-

dend, um die vorgesehenen Emissionsminderungsziele im Busverkehr zu erreichen und die Elektrifizie-

rung der Branche voranzutreiben. 

Gleichzeitig sollte darauf geachtet werden, dass der Aufbau von dedizierter Infrastruktur für einzelne 

Fahrzeugklassen nicht zu zusätzlicher Komplexität, Mehrkosten oder Verzögerungen führt. Wo tech-

nisch möglich, sollten Synergien mit der bestehenden und geplanten Lkw-Ladeinfrastruktur genutzt 

werden, da Busse diese Infrastruktur im öffentlichen Raum in vielen Fällen mitverwenden können. Ein 

integrierter, sektorübergreifender Ansatz gewährleistet eine wirtschaftlich effiziente und praxisnahe 

Umsetzung der Elektrifizierung im Fern- und Reisebusverkehr. 
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